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1. Einleitung 
 
Die „Verordnung gegen Volksschädlinge“1 wurde am 5. September 
1939 verabschiedet und trat bereits zwei Tage später in Kraft. Sie 
sollte die Gemeinschaft an der „inneren Front“ schützen. Alfred 
Klütz hielt dies in seiner Schrift „Volksschädlinge am Pranger“ von 
1940 vor allem deshalb für notwendig, weil die Kriegsverhältnisse 
„Asozialen“ einen stärkeren Anreiz und eine größere Aussicht auf 
Erfolg für ihre Taten geben würden. Ausschlaggebend dafür seien 
die Verdunkelung der Straßen, die Verknappung bestimmter Waren 
und vor allem, dass immer mehr Männer in den Kriegsdienst ein-
gezogen wurden.2 
Die vorliegende Arbeit stellt einen Beitrag zur Aufarbeitung der 
Rechtsprechung des Sondergerichts Berlin zur „Verordnung gegen 
Volksschädlinge vom 5. September 1939“ dar. 
Die Problematik der Sondergerichtsbarkeit und der Volksschäd-
lingsverordnung geriet erst seit Mitte der 1980er Jahre in das Blick-
feld der Forschung. Eine umfassende Untersuchung der Aburtei-
lung von „Volksschädlingen“ durch die Sondergerichte Berlins liegt 
bisher nicht vor. 
Bernd Schimmler geht in seiner 1984 veröffentlichten Publikation3 
zwar auf die Organisation der Berliner Sondergerichte ein, befasst 
sich aber überwiegend mit den Urteilen in Heimtückefällen und 
wegen „Wehrkraftzersetzung“. Die wenigen aufgrund der Volks-
schädlingsverordnung ergangenen Urteile, die Schimmler in seinem 
Buch behandelt, reichen bei weitem nicht aus, um ein abschließen-
des Resümee zu ziehen.  
Alfons Schwarz setzt sich in seiner Dissertation4 ebenfalls in einem 
Teilabschnitt mit der Volksschädlingsverordnung auseinander. Er 
geht insbesondere auf die Problematik der harten Sanktionspraxis 
an Hand von Beispielfällen ein. 
Außer diesen beiden Schriften gibt es keine weiteren Veröffent-
lichungen, die sich mit der Berliner Sondergerichtsbarkeit und den 
Auswirkungen der Volksschädlingsverordnung auf deren Recht-
sprechung auseinandersetzen. Im Rahmen dieser Arbeit wird der 
umfangreiche Bestand des Landesarchivs Berlin analysiert werden, 

                                                 
1 RGBl. 1939 I, S. 1679. 
2 Klütz: Volksschädlinge am Pranger, S. 34. 
3 Schimmler, Bernd: Recht ohne Gerechtigkeit. Zur Tätigkeit der Berliner Son-

dergerichte im Nationalsozialismus, Berlin 1984. 
4 Schwarz, Alfons: Rechtsprechung durch Sondergerichte. Zur Theorie und 

Praxis am Beispiel des Sondergerichts Berlins, Aachen 1992. 
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der über 20.000 Akten der Sondergerichte aufweist. Darüber hinaus 
wurden die Bestände zu der Thematik im Brandenburgischen 
Landeshauptarchiv Potsdam und im Bundesarchiv Berlin einge-
sehen. 
Die vorliegende Untersuchung soll klären, wie die Richter an den 
Berliner Sondergerichten die Vorschriften der Volksschädlings-
verordnung anwendeten und inwiefern die Rechtsprechung mit 
dieser Verordnung konform ging. Zu analysieren ist, ob die Richter 
streng nach der Verordnung geurteilt haben oder ob sie auch Milde 
walten ließen.  
 
1.1  Methodisches Vorgehen 
 
Im Landesarchiv Berlin stehen unter dem Bestand A Rep. 335 
mehrere Tausend Datensätze bezüglich der Verhandlungen gegen 
„Volksschädlinge“ zur Verfügung. Dabei ist die Volksschälingsver-
ordnung zumeist mit den Tatbeständen Diebstahl und Betrug ver-
knüpft.  
Die Register für Hauptverfahren am Landgericht Berlin zeigen 4279 
Anklagen wegen Verstößen gegen die Volksschädlingsverordnung 
auf. Angeklagt waren wenigstens 6228 Menschen, darunter 875 
Frauen und 5353 Männer. Die Hauptregister sind nur noch auf 
Mikrofilm einsehbar. Die Verfilmung weist häufig schlecht lesbare 
Seiten auf. Erschwerend kommt hinzu, dass die Einträge oft nicht 
eindeutig sind. So ist nicht immer ersichtlich, ob alle an einem 
Verfahren Beteiligten tatsächlich wegen eines Verbrechens gegen 
die Volksschädlingsverordnung angeklagt wurden oder ob sie, wie 
es die anschließende Ausarbeitung ergab, lediglich wegen eines 
Vergehens gegen die Bestimmung des RStGB vor dem Sonderrichter 
standen. Zudem ergibt sich aus den Eintragungen oft nicht, gegen 
welchen Paragraphen die Angeklagten verstoßen oder welches Ver-
brechen sie nach dem RStGB in Verbindung mit der Volksschäd-
lingsverordnung begangen haben sollten. Deshalb beziehen sich die 
genannten Zahlen ausschließlich auf gesicherte Erkenntnisse.5 
500 Fälle dieses Bestandes sind im Rahmen dieser Untersuchung zur 
Auswertung herangezogen worden. In den Fällen des Verwah-
rungsbruches, der Diebstahlsdelikte, der Amtsdelikte, der Unter-
schlagung und des Betrugs wurden die zu analysierenden Fälle 
aufgrund der Vielzahl von vorhandenen Verfahren per Zufalls-
prinzip ausgewählt. Das Zufallsprinzip fand Anwendung, da im 
Findbuch lediglich Angaben zum Delikt, zum Namen eines Ange-

                                                 
5 LA B A Rep. 358 Mf.-Nr. 3852, 3853, 3859. 
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klagten und zum Jahr der Verhandlung  vorhanden sind. Eine ge-
zielte Suche wie nach Angeklagten aus bestimmten Altersgruppen, 
nach den Verhandlungen vor bestimmten Sondergerichten oder 
nach bestimmten Nationalitäten war demnach nicht möglich. Die 
Verfahren wegen anderer Delikte sind in ihrer Gesamtheit zur Aus-
wertung herangezogen worden. 

  
    Tabelle 1: Anzahl der Volksschädlingsverfahren 

 

Jahr Verfahren Angeklagte 

  Männer Frauen 

1939 4 4  

1940 46 69 4 

1941 643 1010 97 

1942 1577 1207 299 

1943 1450 2258 239 

1944 559 805 236 

1945    

  5353 875 

Gesamt 4279 6228 

 
Die Auswertung der Fallakten des Sondergerichts Berlin erfolgte 
nach personenbezogenen Angaben wie Herkunft, Alter und Ge-
schlecht der Angeklagten. Diese gesammelten Daten werden in Ta-
bellenform dargestellt. Für die Auswertung der Rechtsprechung zur 
Volksschädlingsverordnung wurden Angaben zur Anklage, zum 
Urteil und den Gründen, zur Begründung der Volksschädlings-
eigenschaft und der besonderen Verwerflichkeit, zur Strafzumes-
sung und zur Strafvollstreckung schriftlich festgehalten und analy-
siert. 
Der Bestand kann, wenn auch aufgrund der Nutzungsordnung mit 
Einschränkungen, eingesehen werden. 
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1.1.1  Personenbezogene Angaben 
 
In den 500 ausgewerteten Verfahren wurde gegen 729 Personen ver-
handelt, davon waren 177 Frauen und 552 Männer. Davon wurden 
drei Frauen wegen Anstiftung, fünf Frauen und elf Männer wegen 
Hehlerei, zwei Frauen und ein Mann wegen Begünstigung, drei 
Männer wegen Untreue und eine Frau wegen Beihilfe als Tat-
beteiligte ohne Anwendung der Volksschädlingsverordnung ange-
klagt und verurteilt. 21 Männer und 14 Frauen sprach das Sonder-
gericht frei, gegen 131 Männer und 17 Frauen erging ein Todes-
urteil. Bei 42 Männern und 16 Frauen folgte das Sondergericht nicht 
der Anklage und wendete die Volksschädlingsverordnung nicht an.  
Die hohe Zahl der straffällig gewordenen Franzosen und Belgier 
und der übrigen „Fremdvölkischen“ erklärt sich aus deren Unter-
bringung. Sie genossen im Vergleich zu den Zwangsarbeitern aus 
dem Osten gewisse Freiheiten, wenn sie sich freiwillig auf Zeitungs-
inserate oder nach Werbeaktionen zum Arbeitseinsatz nach 
Deutschland meldeten. Sie wohnten zum überwiegenden Teil in Pri-
vatunterkünften, durften am öffentlichen Leben teilnehmen und wa-
ren nur an die Sperrstunde gebunden. Russen und Polen hingegen 
waren in Lagern eingesperrt.6 
Die verhältnismäßig hohe Kriminalitätsrate der deutschen Frauen 
lässt sich folgendermaßen erklären: Die Abwesenheit vieler Männer 
wegen ihrer Einziehung zur Wehrmacht führte zur vermehrten 
Eingliederung von Frauen in die Wirtschaft, was ihnen mehr Ge-
legenheit gab, kriminell zu werden. Zudem hatten sie wegen der 
Abwesenheit ihrer Ehemänner allein für die Versorgung ihrer 
Familien aufzukommen.7 Im Laufe des Zweiten Weltkrieges stieg 
die Zahl der verurteilten Frauen um 48,9 %.8  
Aus den ausgewerteten Akten geht zum einen hervor, dass die an-
geklagten Frauen erst mit Fortschreiten des Krieges, insbesondere 
ab 1942, auffallend häufig straffällig wurden, und zum anderen, 
dass sie sich vor allem Lebensmittel, Kleidung und Gegenstände des 
täglichen Gebrauchs in den für sie und die Versorgung ihrer Fa-
milien notwendigen Mengen aneigneten. Auffällig ist dabei auch, 
dass sich die Frauen in einem Fünftel der Fälle  während ihrer Tätig-
keit bei der Post oder der Bahn diverse Gegenstände aneigneten, 
indem sie Gegenstände aus beschädigten Päckchen beziehungswei-
se Briefen entnahmen oder intakte Päckchen und Briefe aufbrachen,  

                                                 
6 Schäfer: Berlin im Zweiten Weltkrieg, S. 51. 
7 Blau: Kriminalität in Deutschland, S. 44.  
8 Blau: Kriminalität in Deutschland, S. 45. 
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Tabelle 2: Herkunft der Angeklagten 
 

Herkunftsland Männer Frauen 

Albanien 1  

Belgien 31 3 

Dänemark 2  

Deutschland 343 167 

Frankreich 81 5 

Griechenland 1  

Holland 7  

Italien 7  

Jugoslawien 3  

Kroatien 2  

Luxemburg 1  

Polen 2  

Protektoratsangehörige 23 1 

Russland 9  

Schweiz 1  

Serbien 4  

Spanien 3  

Ukraine 8  

Ungarn 3  

Staatenlos 7 1 

Gesamt 552 177 

 
 
 
 


